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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Bei ihrem Kongress in Lausanne verabschiedete die Unia eine Resolution, die den
besseren Schutz von Gewerkschaftern in der Arbeitswelt forderte . 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.12.2010
MARC BÜHLMANN

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Für die Realisierung des kurzfristigen Ziels der Konjunkturbelebung nach
keynesianischem Muster lancierten die Gewerkschaften zusammen mit linken Parteien
und Organisationen in einer Reihe von Kantonen Volksinitiativen. Die darin vom Staat
verlangten zusätzlichen Aktivitäten sollen mit einem Steuerzuschlag für die oberen
Einkommensklassen finanziert werden. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.03.1993
HANS HIRTER

Die anhaltende Wirtschaftskrise und auch die Deregulierungs- und
Flexibilisierungsbestrebungen der Arbeitgeber veranlassten die Gewerkschaften, ihre
Mitglieder vermehrt zu Demonstrationen gegen die Arbeitslosigkeit und gegen eine
Verschlechterung der Arbeitsverhältnisse aufzurufen. In Bern wurden im Februar und
im März zwei nationale Kundgebungen durchgeführt, an denen sich 8'000 resp. 15'000
Personen beteiligten. Die Kundgebungen zum 1. Mai waren aber nicht besser besucht
als in den vergangenen Jahren. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.05.1993
HANS HIRTER

Der gewerkschaftsinterne Konkurrenzkampf um die Vertretung der Beschäftigten des
privaten Dienstleistungssektors hielt im Berichtsjahr an. Einen Tag bevor der SMUV und
die GBI die formelle Gründung der neuen Gewerkschaft Unia für diesen Sektor
ankündigten, gab der bereits in diesem Bereich tätige VHTL bekannt, dass er die
Zusammenarbeit mit den beiden nicht dem SGB angehörenden Angestelltenverbänden
SKV (Schweizerischer Kaufmännischer Verband) und SBPV (Bankpersonalverband)
intensivieren werde. Der Schwerpunkt der Tätigkeit der neuen Gewerkschaft Unia soll
im Detailhandel liegen, wo von den rund 300'000 Beschäftigten nur etwa 6%
verbandlich organisiert sind. Die Mitgliederwerbung bei den Angestellten einiger der
branchenstärksten Firmen (Migros, Coop, Usego) ist der Unia allerdings gemäss einem
SGB-Schiedsspruch aus dem Vorjahr untersagt. Erste Erfolge konnte die Unia in ihrem
Wettbewerb mit dem VHTL bereits erzielen. Die bisher unabhängige lokale Genfer
Gewerkschaft «Actions» (knapp 6'000 Mitglieder) schloss sich der Unia an, ebenso der
Tessiner Regionalsekretär des VHTL mit einem Teil der rund 500 Mitglieder zählenden
Kantonalsektion. Der SGB nahm an seiner Delegiertenversammlung vom 23. September
in Bern die Unia in seine Reihen auf. Gleichzeitig stimmte er auch dem Beitritt der rund
375 Mitglieder zählenden Gewerkschaft der professionellen Fussballspieler (Profoot)
zu. 4

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 23.09.1996
HANS HIRTER

Den Mitgliederschwund konnten die Gewerkschaften auch im Berichtsjahr nicht
aufhalten. Die zum SGB zusammengeschlossenen Organisationen büssten 1996 rund
9'000 Mitglieder ein und zählten zu Jahresende noch deren 411'000. Am stärksten war
der Einbruch bei der vor allem im krisengeschüttelten Baugewerbe tätigen GBI, welche
knapp 10'000 Mitglieder (-8,2%) verlor. Trotz der neuen Gewerkschaft Unia ist dem SGB
der Durchbruch im Dienstleistungssektor noch nicht gelungen. Die Unia zählte zu
Jahresende 7'000 Mitglieder, wovon allerdings fast 6'000 bereits vorher in einer nicht
zum SGB gehörenden lokalen Genfer Organisation eingeschrieben waren; der VHTL
seinerseits verlor rund 1'000 Mitglieder. Gegenläufig zum allgemeinen Trend hat die
Zahl der im SGB organisierten Frauen während der Wirtschaftskrise absolut
zugenommen; ihr Anteil stieg von 1990 bis 1996 von 12,7% auf 17,5%.

Der Christlichnationale Gewerkschaftsbund hatte 1995 ein ausserordentliches
Wachstum verzeichnen können. Zwar hatte der Mitgliederbestand bei den
angeschlossenen Organisationen um 5,2% abgenommen, durch den Beitritt der bisher
unabhängigen Christlich-sozialen Organisation des Kantons Tessin war seine
Mitgliederzahl aber um 32% auf 134'167 angestiegen. 5

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 21.12.1996
HANS HIRTER
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Nach dem Sieg von 1996 in der Volksabstimmung über das revidierte Arbeitsgesetz
konnten die Gewerkschaften bereits wieder einen Abstimmungserfolg verbuchen. Am
28. September lehnten die Stimmberechtigten mit knappem Mehr den Dringlichen
Bundesbeschluss über die Leistungskürzungen bei der Arbeitslosenversicherung ab.
Der SGB war bei der Kampagne zu dieser Abstimmung in der ersten Reihe gestanden,
obwohl er das von einem lokalen Arbeitslosenkomitee aus La Chaux-de-Fonds (NE)
lancierte Referendum, dem sich in der Folge auch die Gewerkschaftsbünde der
Kantone Genf und Waadt sowie der VPOD angeschlossen hatten, nicht unterstützte. Der
Grund für die anfängliche Passivität des SGB war seine Einschätzung gewesen, dass
dieses Referendum in der Bevölkerung keine Unterstützung finden werde. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.09.1997
HANS HIRTER

Der SGB musste eine erneute Schrumpfung seiner Mitgliederzahl auf 387'535 (-2%) in
Kauf nehmen. Immerhin konnte die neue, in Konkurrenz zum VHTL stehende
Dienstleistungsgewerkschaft Unia gut 2'000 neue Mitglieder gewinnen. 7

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 25.12.1998
HANS HIRTER

Die Mitgliederzahl des SGB war erneut rückläufig. Sie bildete sich um gut 7'000 auf
380'139 zurück. Der SMUV wurde mit 92'860 Mitgliedern wiederum zur stärksten
Einzelgewerkschaft vor der GBI (92'546), bei welcher der Mitgliederschwund
überdurchschnittlich hoch war. Die einzige SGB-Organisation mit einem Wachstum war
die 1996 gegründete Unia, welche im Dienstleistungssektor tätig ist und ihre
Mitgliederzahl um rund 2'500 auf 14'585 steigern konnte. 8

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 31.12.1999
HANS HIRTER

Am 14. Dezember schlossen sich der Christlichnationale Gewerkschaftsbund (CNG)
und die Vereinigung schweizerischer Angestelltenverbände (VSA) zum neuen
gewerkschaftlichen Dachverband Travail.Suisse zusammen. Zum neuen Präsidenten der
rund 150 000 Mitglieder aufweisenden Organisation wurde einstimmig der bisherige
CNG-Präsident und Nationalrat Hugo Fasel (FR) von der unabhängigen
Christlichsozialen Partei gewählt. 
An ihren ausserordentlichen Kongressen am 7. September fällten die Delegierten der
beiden grössten Einzelgewerkschaften des SGB, des SMUV und der GBI, einen
Grundsatzentscheid für eine Fusion, an welcher auch die Dienstleistungsgewerkschaft
Unia beteiligt sein soll. Die Vereinigung soll im Jahr 2004 stattfinden und vier Jahre
später abgeschlossen sein. Opposition gegen die Fusion der von ihrer Tradition und
Mentalität her verschiedenen Organisationen gab es nur wenig; die Skepsis gegen einen
Zusammenschluss, welche noch im Jahr 2000 in beiden Verbänden bestanden hatte,
war weitgehend verschwunden. Im SMUV fiel der Entscheid mit 159:9 Stimmen bei 17
Enthaltungen, bei der GBI mit 184:11 bei 8 Enthaltungen. Die Verbandsleitungen
beschlossen später, dass die neue Gewerkschaft den Namen der 1996 von ihnen
gemeinsam gegründeten Dienstleistungsgewerkschaft Unia übernehmen soll. 9

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 05.09.2003
HANS HIRTER

Die GBI und der SMUV, welche sich im Oktober 2004 zusammen mit der kleinen
Dienstleistungsgewerkschaft Unia zur neuen Gewerkschaft Unia zusammenschliessen
werden, nominierten ihre amtierenden Präsidenten, Renzo Ambrosetti und Vasco
Pedrina, als Co-Präsidenten der neuen Organisation. Die Delegierten des VPOD
beschlossen an ihrem Jahreskongress in Montreux (VD), dass sie vorläufig keine
Beitrittsverhandlungen mit der Unia aufnehmen wollen. 10

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 05.09.2003
HANS HIRTER

Die grösste Einzelgewerkschaft, die Unia, war nicht nur an Streiks beteiligt, sondern
musste sich auch mit einer gewissen Unruhe in den eigenen Reihen auseinandersetzen.
Die organisatorischen Strukturbereinigungen im Anschluss an die Fusion verschiedener
Verbände zur Unia und der ungebremste Mitgliederrückgang zwangen sie zur
Fortsetzung des Stellenabbaus. Dabei musste sie zum ersten Mal auch Personal
entlassen. 11

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 27.03.2006
HANS HIRTER

01.01.90 - 01.01.20 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Der Co-Präsident der Unia, Vasco Pedrina trat auf Ende Jahr von seinem Amt zurück.
Unmittelbar nach der Publikation seines Rücktritts gab die Geschäftleitung bekannt,
dass er durch den ebenfalls aus der ehemaligen Bauarbeitergewerkschaft GBI
stammenden Andreas Rieger ersetzt werden soll. Damit wurde die bei der Fusion des
SMUV und der GBI eingerichtete Doppelleitung der Unia weiter geführt. Wie Pedrina war
auch Rieger in jungen Jahren bei der trotzkistischen RML/SAP aktiv, er trat aber später
in die SP ein. Auch die Syna, die grösste Einzelgewerkschaft von Travail.Suisse, wählte
mit Kurt Regotz einen neuen Präsidenten. 12

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 04.12.2006
HANS HIRTER

Der Mitgliederbestand des Schweizerischen Gewerkschaftsbunds (SGB) war auch im
Jahr 2007 leicht rückläufig. Er verringerte sich um 1,7% auf knapp 374 000. Die Unia als
grösste Einzelgewerkschaft, welche bei der Aushandlung des neuen
Landesmantelvertrags im Bauhauptgewerbe stark engagiert war, verzeichnete zwar über
20 000 Neueintritte, verlor aber insgesamt doch rund 2700 Mitglieder und fiel damit
unter die 200 000-Marke. Einen Zuwachs erzielte nur der Verband des
Flugkabinenpersonals (Kapers). Der Frauenanteil stieg leicht auf 25,1% an. Der andere
grosse Gewerkschaftsdachverband, die aus dem Christlichnationalen
Gewerkschaftsbund hervorgegangene Travailsuisse, verzeichnete rund 6% mehr
Mitglieder, vor allem dank dem Wachstum der in den gleichen Bereichen wie die Unia
tätigen Syna. Diese ist aber immer noch rund viermal kleiner als die Unia. 13

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 04.09.2007
HANS HIRTER

Der im Vorjahr eingeleitete Zusammenschluss der Gewerkschaft Kommunikation
(Geko, organisiert vor allem Beschäftigte von Post und Swisscom) und des
Schweizerischen Eisenbahn- und Verkehrspersonal-Verbands (SEV) scheiterte. Die
Leitung des SEV beschloss mit knappem Mehr, die Idee nicht weiter zu verfolgen und
stattdessen zu versuchen, bei den Chauffeuren des öffentlichen und privaten
Strassenverkehrs verstärkt nach neuen Mitgliedern zu suchen. Die Geko zog daraufhin
ihr Fusionsangebot zurück und die Delegiertenversammlung des SEV stellte sich
ebenfalls hinter den Übungsabbruch. Die Gewerkschaft Comedia, die 1998 aus einem
Zusammenschluss von Gewerkschaften aus dem Druckgewerbe hervorgegangen war
und der es entgegen ihren Absichten kaum gelungen ist, auch Journalisten für ihre
Organisation zu gewinnen, machte sich auf die Suche nach einem Fusionspartner. Die
Delegiertenversammlung beauftragte den Vorstand, entsprechende Abklärungen mit
der Unia und mit der Gewerkschaft Kommunikation vorzunehmen. 14

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 31.12.2007
HANS HIRTER

Der Mitgliederbestand des SGB war auch im Berichtsjahr leicht rückläufig. Er nahm um
1,5% auf 368 426 ab. In einigen Bereichen ist der Rückgang vor allem auf das
Ausscheiden und Ableben von Pensionierten zurückzuführen. In anderen auf
strukturelle Veränderungen des Arbeitsmarktes. Recht hoch sind aber auch die
Fluktuationen. So gab es 2008 bei der grössten Einzelgewerkschaft Unia (196 000
Mitglieder) je rund 20 000 Eintritte und Austritte von Erwerbstätigen. Absolut
zugenommen und zwar um 1300 auf über 95 000 hat im Berichtsjahr die Zahl der beim
SGB organisierten Frauen. Sie steigerten damit ihren Anteil auf 25,8%. Der Dachverband
Travailsuisse zählte zu Jahresbeginn knapp 170 000 Mitglieder. 15

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 25.04.2008
HANS HIRTER

Dem SGB gelang es im Berichtsjahr seine Mitgliederzahl zu steigern. Zu Jahresende
zählte er 377 327 Personen (+2,4%). Davon waren über 100 000 Frauen, fast doppelt so
viele wie 1980. Ihr Anteil an den Mitgliedern des SGB stieg damit auf 26,8%. Für den
Mitgliederzuwachs des SGB im Jahr 2009 war vor allem die Assoziierung der
genferischen branchenübergreifenden und rund 11 000 Mitglieder zählenden
Gewerkschaft SIT verantwortlich; aber auch sieben Unterverbände des SGB, darunter
zum ersten mal seit ihrer Gründung auch die Unia, verzeichneten Zunahmen. 16

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 11.03.2009
HANS HIRTER

In ein Dilemma gerieten sowohl der SGB als auch Travail Suisse bei der Abstimmung
über die Volksinitiative für ein Verbot des Exports von Kriegsmaterial. An sich war
ihnen die von der politischen Linken unterstützte Initiative der GSoA nicht
unsympathisch. Sie mussten aber auch die Ängste vor einem Stellenabbau in den direkt
betroffenen Betrieben und ihren Zulieferern berücksichtigen. Beide Dachverbände
entschieden sich daher für eine Freigabe der Stimme. Von den Unterverbänden des
SGB empfahl die Unia, bei der auch die Angestellten der Maschinenindustrie organisiert

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.11.2009
HANS HIRTER
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sind, ein Ja und der VPOD, dem Arbeiter der staatlichen Rüstungsbetriebe angehören,
ein Nein. 17

Im Berichtsjahr kündigte der SGB die Lancierung einer Initiative an, die das Recht auf
einen landesweit gültigen Mindestlohn von 22 Franken in der Verfassung verankern will.
Unterstützt wird er dabei von der Unia. An seinem alle vier Jahre tagenden Kongress
präsentierte der SGB zudem einen Vorschlag zur Erhöhung der Leistungen in der
Altersvorsorge für Personen mit einem Einkommen unter 7000 Franken („AHV Plus“).
Verlangt wurden zudem bessere Mindestlöhne sowie deutliche und generelle
Lohnerhöhungen für 2011. Am Kongress wurde schliesslich Paul Rechsteiner für eine
weitere Amtsperiode von vier Jahren als Präsident wiedergewählt. 18

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Die Unia machte auf sich aufmerksam, weil ein interner Streit in Folge Neubesetzung in
der Berner Sektion nicht ohne Medienaufheben bereinigt werden konnte. Den
Auseinandersetzungen soll laut den Medien ein Problem mit einem Kulturwandel zu
Grunde liegen, mit dem auch andere Gewerkschaften zu kämpfen hätten.
Gewerkschaften befänden sich in einem Prozess weg von partizipativ organisierten
Betrieben hin zu solchen mit hierarchischen Strukturen und straffen Abläufen.
Ausserdem mache die gezielte Frauenförderung der ehemaligen Männergesellschaft zu
schaffen. 19

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 16.04.2011
DEBORA SCHERRER

Im November 2011 entfachte ein Streit zwischen den Gewerkschaften Unia und Syna
und dem Baumeisterverband bei den Verhandlungen um einen neuen
Gesamtarbeitsvertrag. Während die Baumeister den Gewerkschaften vorwarfen nie an
ernsthaften Verhandlungen interessiert gewesen zu sein, redeten die Gewerkschaften
davon, dass die Baumeister bei wichtigen Verhandlungspositionen ihre ursprünglichen
Angebote wieder zurückgezogen hätten. Um einen vertragslosen Zustand zu verhindern,
waren die Gewerkschaften im Dezember bereit, den bestehenden Vertrag um zwei
Monate zu verlängern. Trotz der ursprünglich geforderten Lohnerhöhung von 1,8% im
Baugewerbe gaben sich die Gewerkschaften mit den von den Arbeitgebern
angebotenen 1,5% zufrieden. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.12.2011
DEBORA SCHERRER

Bei der Unia war im Winter das Präsidium neu zu besetzen. Als Kandidaten
kristallisierten sich im Laufe des Jahres der Nationalrat Corrado Pardini (sp, BE)
einerseits und ein Co-Präsidententeam zwischen der Zürcherin Vania Alleva und dem
bisherigen Co-Präsidenten Renzo Ambrosetti andererseits heraus. Das Duo
Alleva/Ambrosetti konnte in verschiedensten Bereichen punkten: Seit ihrer Gründung
war die Unia immer von einem Co-Präsidium geleitet worden, und mit Alleva und
Ambrosetti fühlten sich sowohl die Frauen als auch die Migranten, das Tessin und die
Region Zürich vertreten. Alleva war zudem bis anhin Vorstehende des
Dienstleistungssektors gewesen. Die Zukunft der Gewerkschaften wird von Experten
generell in diesem Bereich gesehen, da sich in der Schweiz der Dienstleistungssektor
immer stärker entwickle und die Arbeitnehmervertretung dort wesentlich schwächer
sei als in anderen Gebieten. Pardini hingegen hätte als Maschinenschlosser vor allem
die Bereiche Industrie und Bau vertreten, welche bereits stark organisiert sind und
daher kaum neues Potenzial zu bieten haben. Pardini zog seine Kandidatur deswegen
bereits Anfang Herbst zurück. Im Dezember wurde Ambrosetti in seinem Amt bestätigt
und Alleva mit 253 von 339 Stimmen definitiv gewählt. Damit wurde die Seconda zur
ersten Frau an der Spitze der Unia. 21

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.12.2012
JOHANNA KÜNZLER

Die Unia zog im Sommer mit der Bestreikung eines Tankstellenshops des Detailhändlers
Spar in Dättwil (AG) die mediale Aufmerksamkeit auf sich. Zehn Angestellte blockierten
die Filiale vom 3. bis 14. Juni unter dem Verweis auf nicht zumutbare
Arbeitsbedingungen: Wegen Personalmangel würden die Arbeitnehmenden übermässig
belastet, der Lohn sei ausserdem mit CHF 3 600 für Ausgebildete zu tief. Spar
verurteilte die Blockade des Shops als illegal und kündigte daher allen Streikenden
fristlos. Zwar wurde ein Einigungsverfahren im Kanton Aargau eingeleitet, dieses blieb
jedoch erfolglos. Das Verhalten der Unia wurde gemeinhin als taktisch ungeschickt
beurteilt: Offenbar hatte die Gewerkschaftsleitung gehofft, dass sich der Streik auch
auf andere Spar-Filialen ausdehnen würde. Als eine solche Verbreitung jedoch ausblieb,

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.09.2013
JOHANNA KÜNZLER
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kritisierten einige Gewerkschaftsvertreter die Arbeitsniederlegung als übereilt: Der
Streik sei das ultimative Drohmittel einer Gewerkschaft im Umgang mit Arbeitgebenden.
Wenn dieses sich als wirkungslos erweisen würde, verliere auch die Organisation selbst
an Bedeutung. 22

Die vom Bundesamt für Statistik jährlich publizierten Mitgliederzahlen der Schweizer
Gewerkschaften zeigten, dass auch 2012 der Rückgang organisierter Arbeitnehmender
nicht gestoppt werden konnte: Insgesamt waren 738 388 Personen Teil einer
Gewerkschaft, rund 1% weniger als noch im Jahr zuvor. Bei einer nationalen
Beschäftigungsquote von 4 146 600 im letzten Quartal 2012 ergibt sich daraus ein
Brutto-Organisationsgrad von rund 18%. Es gilt allerdings zu beachten, dass in den
Mitglieder-Angaben der Gewerkschaften jeweils auch Personen im Ruhestand
angegeben werden: Der tatsächliche Organisationsgrad dürfte also etwas tiefer liegen.
Grösste Dachgewerkschaft blieb der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB), welcher
fast die Hälfte aller Gewerkschaftsmitglieder unter sich vereinigte: Dem SGB gehören
Organisationen wie die Unia, der Schweizerische Verband des Personals öffentlicher
Dienste (VPOD) oder die Gewerkschaft des Verkehrspersonals (SEV) an. Die zweite
Dachorganisation der schweizerischen Arbeitnehmenden, Travail.Suisse, vertrat 2012
22,3% der organisierten Beschäftigten. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
JOHANNA KÜNZLER

Laut dem Bundesamt für Statistik stiegen 2013 die Mitgliederzahlen bei
Schweizerischen Gewerkschaften wieder deutlich an. Die Baisse von 2012 konnte
demnach überwunden werden: Mit insgesamt 746‘126 gewerkschaftlich organisierten
Arbeitnehmenden konnte der Wert des vorletzten Jahres wieder erreicht werden. Zu
verdanken war dieser Anstieg grösstenteils der Unia: Sie legte 2013 um beinahe 3‘500
Mitglieder zu. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.01.2014
JOHANNA KÜNZLER

Die Gewerkschaft Unia erzürnte kurz vor Weihnachten 2014 die Sozialpartner der
Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie (MEM). Stein des Anstosses war ein Buch,
welches die Industrieabteilung der Unia unter Leitung von Nationalrat Corrado Pardini
(sp, BE) in Auftrag gegeben und publiziert hatte. Unter dem Titel „Heavy Metall“
schilderte der Journalist Oliver Fahrni den Ablauf der letztjährigen GAV-
Verhandlungen im MEM-Bereich, wobei er sich nicht selten abschätzig und
populistisch über die einzelnen Verhandlungsteilnehmenden äusserte. Einzig Pardini
wurde als positiver Gegenpol porträtiert, welcher mit seinem Verständnis einer
„konfliktiven Sozialpartnerschaft“ für die wahren Interessen der Arbeitnehmerschaft
kämpfe. Nebst den persönlichen Verunglimpfungen war vor allem die Tatsache pikant,
dass Fahrni vertrauliche Protokolle, E-Mails und Zwiegespräche zitierte. Selbst die
Mediationsverhandlungen mit Bundesrat Schneider-Ammann, welche aufgrund eines
drohenden Vertragsabbruchs stattgefunden hatten, wurden dargestellt. Die Unia hatte
vor diesen Gesprächen eine Vereinbarung unterschrieben, in welcher sie sich zu
absoluter Verschwiegenheit verpflichtete. In einem gemeinsamen Communiqué warfen
die Gewerkschaften und Verbände Syna, Swissmem, Angestellte Schweiz, KV Schweiz
und SKO der Unia vor, die Sozialpartnerschaft zu gefährden. Pardini reagierte gelassen:
Aussergewöhnliche Umstände erforderten aussergewöhnliche Massnahmen. Was
wirklich vertraulich sei, habe man zudem nicht veröffentlicht. 25

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.12.2014
JOHANNA KÜNZLER

Im Jahr 2015 wurde der Co-Präsident der Unia, Renzo Ambrosetti, pensioniert. An der
Delegiertenversammlung der grössten Schweizer Gewerkschaft im Juni wurde die
bisherige Co-Präsidentin Vania Alleva mit klarer Mehrheit zur neuen, alleinigen
Präsidentin der Unia gewählt. Dass Alleva, die seit 2012 als Co-Präsidentin amtierte, das
Präsidium alleine übernehmen würde, kam insofern nicht überraschend als keine
Zweit- bzw. Gegenkandidatur vorlag. Allerdings ist ein Einzelpräsidium seit der Fusion
der beiden grossen Gewerkschaften GBI und SMUV zur Unia im Jahr 2004 ein Novum.
Bisher wurde die Gewerkschaftsleitung immer zwischen einem ehemaligen SMUV-
Vertreter und einem ehemaligen Mitglied des GBI aufgeteilt. Das Einzelpräsidium sei als
Zeichen zu verstehen, dass der Fusionsprozess nun abgeschlossen sei, hiess es seitens
der Unia. 26
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Mitte 2015 entbrannte ein Streit zwischen den Gewerkschaften Unia und Syna
einerseits und dem Schweizerischen Baumeisterverband (SBV) andererseits.
Streitpunkt war die Verlängerung des Landesmantelvertrags (LMV), wie der
Gesamtarbeitsvertrag (GAV) im Bauhauptgewerbe genannt wird, welcher Ende Jahr
auslief. Das Phänomen ist nicht neu; schon in vergangenen Jahren gerieten sich die
Sozialpartner in der Baubranche zum Zeitpunkt der Erneuerung des LMV jeweils heftig
in die Haare (etwa 2011 und 2007). Die Gewerkschaften forderten eine Neuverhandlung
des bestehenden Vertrags, während der Baumeisterverband auf einer unveränderten
Weiterführung des Vertrags bestand. Letzteres war den Gewerkschaften nicht genug,
weil sie sich insbesondere um die Sicherung der Frührente ab 60 – dem üblichen
Pensionsalter für Arbeitnehmer auf dem Bau – Sorgen machten. Mit dem bestehenden
Vertrag drohten demnächst Rentenkürzungen, wenn die geburtenstarke Babyboomer-
Generation das Pensionsalter erreiche, weshalb die Gewerkschaften höhere
Rentenbeiträge, insbesondere von Seiten der Arbeitgeber, forderten. Weitere
Forderungen waren verbesserte Kontrollen gegen Lohndumping und eine neue
Regelung für Schlechtwettertage, an denen die meisten Bauunfälle passieren. 
Der Baumeisterverband weigerte sich jedoch, mit den Gewerkschaften zu verhandeln,
solange die Unia ihre Fachstelle Risikoanalyse betreibt. Im Auftrag von Baufirmen prüft
diese Fachstelle Subunternehmen auf deren Risiko, Lohndumping zu betreiben. Aus
Sicht des Baumeisterverbands verstösst die Unia damit gegen die Sozialpartnerschaft,
da solche Überprüfungen nicht nur vonseiten der Arbeitnehmervertretung, sondern
gemeinsam mit Vertretern der Arbeitgeber durchgeführt werden müssten. Eine
Schliessung dieser Fachstelle stand für die Unia wiederum nicht zur Diskussion. In der
Zwischenzeit griff der Baumeisterverband zu einem ungewöhnlichen Mittel, um die
Gewerkschaften zu einer Einigung zu bewegen: 26'000 Bauarbeiter – gemäss
Verbandspräsident 40 Prozent der Betroffenen – bezeugten mit ihrer Unterschrift, dass
sie sich eine unveränderte Weiterführung des bestehenden LMV wünschen. Die Unia
ihrerseits zeigte sich von diesem – aus rechtlicher Sicht belanglosen – Verhalten
unbeeindruckt und organisierte Mitte November landesweit Streiks, die jeweils einen
Tag dauerten und an denen sich einige tausend Bauarbeiter beteiligten. In Zürich,
Bellinzona, Genf, Neuenburg und Delsberg kam es auch zu Demonstrationen. 
Auch wenn sich der Baumeisterverband in der Folge darüber beklagte, die
Gewerkschaften hätten die vertragliche Friedenspflicht verletzt, gewannen die
Gewerkschaften mit den Streiks das Kräftemessen der Sozialpartner. Denn einen Monat
später, kurz vor Ablauf des bestehenden Vertrags, einigte man sich auf einen neuen
LMV für die nächsten drei Jahre, der das Kernanliegen der Gewerkschaften enthielt: Die
Rentenbeiträge wurden um zwei Prozentpunkte erhöht, wovon drei Viertel die
Arbeitgeber übernahmen. Damit sollte das bisherige Rentenniveau der
Frühpensionierten gesichert sein. Auch wurde das Ausbezahlen von Löhnen in bar
verboten, eine Massnahme, die die Kontrolle von Lohndumping etwas vereinfachen
sollte. Der Baumeisterverband hingegen konnte sein Anliegen – die Schliessung der
Fachstelle Risikoanalyse der Unia – nicht durchsetzen. 27
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Im vergangenen Jahr hat die Mitgliederzahl der Schweizer Gewerkschaften weiter
abgenommen. 2015 waren 737'850 Personen Mitglied einer Gewerkschaft. Die grösste
Schweizer Gewerkschaft Unia bildet eine Ausnahme von diesem Trend: Erstmals seit
2006 konnte sie wieder über 200'000 Mitglieder verzeichnen. 28
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Am 28. Februar wurde im Kanton Zürich die von der Unia lancierte kantonale
Volksinitiative zur Durchsetzung der minimalen Lohn- und Arbeitsbedingungen
(Lohndumping-Initiative) mit 63,3 Prozent Nein-Stimmen deutlich abgelehnt. Die
kantonale Initiative wurde als Testlauf für die Unia gedeutet: Bei einer Annahme im
bürgerlichen Kanton Zürich hätte die Gewerkschaft auf Bundesebene massiv bessere
Karten gehabt, den Ausbau der flankierenden Massnahmen zu fordern. Die Initiative, die
insbesondere auf die Baubranche zielte, hätte die kantonalen Behörden dazu
verpflichtet, bei einem Unternehmen einen Arbeitsunterbruch zu erlassen, wenn die
Kontrollinstanz, bestehend aus Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern, einen
begründeten Verdacht auf Verstoss gegen Minimallohnbestimmungen vorlegen würde.
Das Anliegen wurde bereits im Kantonsparlament für seine Unverhältnismässigkeit
kritisiert, weil ein Verdacht genügen würde, um ein Unternehmen rechtlich zu
sanktionieren. 29
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Im September 2016 kam es zum Eklat bei der Gewerkschaft Unia. Der landesweit
bekannte Gewerkschafter Roman Burger, Leiter der Unia-Sektion Zürich-Schaffhausen,
gab seinen Rücktritt bekannt, nachdem eine unabhängige Rechtsstelle in einem von der
Unia in Auftrag gegebenen Untersuchungsbericht zum Schluss gekommen war, dass
Burger eine Mitarbeiterin mit SMS-Nachrichten sexuell belästigt hatte. Der Rücktritt
Burgers bedeutete einen grossen Verlust für die grösste Schweizer Gewerkschaft. Der
39-Jährige hatte die Streitkultur der Gewerkschaft mit seinem auf Konfrontation und
Medienwirksamkeit bedachten Stil wesentlich geprägt und damit oft Erfolg gehabt.

Wenig später weitete sich die Affäre Burger zur Affäre Unia aus. In einem Artikel der
WOZ kritisierten mehrere anonymisierte Unia-Mitarbeiter die Betriebskultur der Unia
massiv. Der Gewerkschaft wurde unter anderem vorgeworfen, dass Burger seinen
Rücktritt erst einreichte, als die Tageszeitung Blick vom Rechtsgutachten Wind
bekommen hatte. Der Verdacht lag nahe, dass Burger Chef der Sektion Zürich-
Schaffhausen geblieben wäre, wäre das Vergehen Burgers nicht an die Öffentlichkeit
durchgedrungen. Aus rechtlicher Sicht wäre das jedoch nicht problematisch gewesen,
kam Arbeitsrechtsprofessor Thomas Geiser von der Universität St. Gallen in einem
Rechtsgutachten zum Schluss. Das Anstellungsreglement der Unia sieht als erste
Sanktionsstufe für langjährige, fehlbare Mitarbeitende eine Ermahnung vor, im
Wiederholungsfall käme es zu einer weiteren Verwarnung und erst im erneuten
Wiederholungsfall käme eine Kündigung in Frage. Da Burger bereits 18 Jahre bei der
Unia gearbeitet und seine ganze berufliche Karriere bei der Gewerkschaft absolviert
hatte, konnte ihm aufgrund seines Vergehens nicht gekündigt werden.

Auch wenn der Unia damit rechtlich kein Fehlverhalten nachgewiesen werden konnte,
blieben moralische Bedenken: Als Wächterin der Arbeitsbedingungen fordere die Unia
von anderen Unternehmen eine Nulltoleranz gegenüber sexueller Belästigung am
Arbeitsplatz, während Burger weiterhin geschützt werde, monierten Kritiker auch aus
den eigenen Reihen, wie etwa die Personalkommission der Unia. Burgers Rücktritt
führte aufgrund des starken internen Arbeitnehmerschutzes nicht zu dessen
Kündigung, sondern lediglich zu dessen Freistellung; der Lohn wurde ihm somit bis auf
weiteres ausbezahlt. Im Oktober einigten sich dann Burger und die Unia auf eine
Kündigung Ende Januar 2017, bis dahin erhielt Burger den regulären Lohn. Ebenfalls
werde die Unia effektiv anfallende Weiterbildungskosten bis zu CHF 40'000 für Burgers
berufliche Neuorientierung übernehmen. In einem Interview mit der Sonntagszeitung
Ende Oktober räumte Unia-Präsidentin Vania Alleva ein, dass bei der Unia zwischen der
verlangten Nulltoleranz für sexuelle Belästigung und dem starken internen
Kündigungsschutz „offensichtlich ein Widerspruch“ bestehe und dies derzeit rechtlich
überprüft werde. 30

VERBANDSCHRONIK
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Auch wenn die Schlussabstimmung betreffend die Parole des Schweizerischen
Gewerkschaftsbunds (SGB) zur Reform der Altersvorsorge 2020 letztendlich mit 98 zu
21 Stimmen deutlich zugunsten der AHV-Reform ausfiel, zeigte die
Delegiertenversammlung am 24. März 2017 eine Spaltung zwischen Deutschschweizer
und Westschweizer Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern. Über 30 SGB-
Delegierte äusserten sich vor der Parolenfassung; Hauptstreitpunkt war, ob die
Erhöhung der AHV um monatlich CHF 70 eine Erhöhung des Frauenrentenalters
rechtfertige. Solange die Frauen bei den Löhnen diskriminiert würden, dürfe das
Rentenalter nicht erhöht werden, lautete der Tenor bei vielen Delegierten aus der
Westschweiz. Ein Waadtländer Delegierter etwa warf SGB-Präsident Paul Rechsteiner
Verrat vor, weil sich der Gewerkschaftskongress 2014 in einer Resolution klar gegen
eine Erhöhung des Frauenrentenalters ausgesprochen habe. Unia-Präsidentin Vania
Alleva entgegnete, dass in der gleichen Resolution die Erhöhung der AHV-Renten
gefordert werde. Paul Rechsteiner strich die historische Dimension der Vorlage hervor:
«Zum ersten Mal seit 42 Jahren könnte eine Erhöhung der AHV-Rente Realität werden»,
zitierte ihn die Luzerner Zeitung. Die grosse Mehrheit der Delegierten war sich einig:
Würde die Vorlage abgelehnt, würde dies dem Arbeitgeberverband und den rechts-
bürgerlichen Parteien nützen, womit deren Forderungen wie Rentenalter 67 und
Rentenkürzungen Auftrieb erhielten, schrieb der SGB in einer Medienmitteilung. Dies
gelte es zu verhindern, weshalb diese «Kröte», wie der SGB die Erhöhung des
Frauenrentenalters bezeichnete, geschluckt werden müsse. Zusätzlich einigten sich die
Delegierten darauf, dass die Lohnungleichheit zwischen Mann und Frau «endlich
stärker bekämpft werden muss». Sie beauftragten den SGB, die Lancierung einer
Volksinitiative mit dem Namen «Schluss mit dem Lohnklau – Lohngleichheit
durchsetzen, aber subito!» zu prüfen. 31
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Ein Fake-Inserat der Unia sorgte im September 2018 für einen kleinen Eklat. Wie
verschiedene Zeitungen berichteten, schaltete die Gewerkschaft bereits im August ein
Job-Inserat der fiktiven Firma «Meyer Info» auf mehreren Stellensuchportalen. Das
Inserat existierte dabei in zwei fast fast identischen Versionen, wobei es sich jeweils
entweder an Männer oder an Frauen richtete. Der frappante Unterschied: Das
angegebene Jahresgehalt für Frauen lag bei CHF 64'000, während die Männer für
dieselbe Stelle CHF 80'000 erhalten sollten. Dieser Unterschied blieb nicht lange
unbemerkt, worauf sich etwa auf dem Westschweizer Newsportal «Le Matin»
Nationalrätin Rebecca Ruiz (sp, VD) zum «skandalösen Unterschied» äusserte.
Im September deckte schliesslich das St. Galler Tagblatt mehrere Ungereimtheiten auf,
darunter auch, dass die Firma «Meyer Info» nicht im Handelsregister verzeichnet sei.
Bald wurden Vermutungen laut, dass die Inserate gefälscht und Teil einer politischen
Kampagne sein müssten. Auf Druck der Öffentlichkeit meldete sich schliesslich eine
Unia-Mitarbeiterin mit einem Tweet zu Wort: Die Gewerkschaft Unia, zitierte das St.
Galler Tagblatt den Tweet, habe das Inserat zur Unterstützung einer Kampagne
zugunsten der Lohngleichheit lanciert. Dabei hätten Influencer das Inserat gezielt
gestreut, um die Öffentlichkeit für das Anliegen zu sensibilisieren.
Der Zeitpunkt der Aufschaltung war nicht zufällig gewählt: Im Nationalrat wurde gegen
Ende September über eine Initiative zur Bekämpfung der Lohndiskriminierung
debattiert. Bei einigen Politikerinnen und Politikern sorgte die Unia-Kampagne denn
auch für Unmut: Ruiz, nun über die Fälschung aufgeklärt, zeigte sich verärgert, da es
genügend reale Fälle von Lohndiskriminierung gebe, die man hätte thematisieren
können, wie die Basler Zeitung festhielt. Die gleichen Töne schlug Thierry Burkhart (fdp,
AG) an: Wenn die Unia auf Fake-News zurückgreifen müsse, um die Notwendigkeit einer
Änderung aufzuzeigen, bestehe ja wohl kein realer Handlungsbedarf, kritisierte er.
Derweil hoben Flavia Wasserfallen (sp, BE) und Maya Graf (gp, BL) hervor, dass zwar das
Inserat gefälscht gewesen sei, durch die Kampagne aber auf «unkonventionelle» Art auf
ein durchaus bestehendes Problem aufmerksam gemacht worden sei. 32

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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Die Unia hatte in der ersten Jahreshälfte 2019 mit Intrigen und Mobbingvorwürfen zu
kämpfen, wie die Presse berichtete. Insbesondere die Regionalstelle Berner Oberland
geriet in den Konflikt mit der Zentrale in Bern. Auch an der Unia-Präsidentin Vania
Alleva wurde Kritik laut.

Erst hatte ein Gewerkschafter 2018 im Berner Oberland einem Mitglied ungefragt
Nacktbilder zugeschickt, worauf die Belästigte die Gewerkschaft damit konfrontierte.
Eine interne Untersuchung wurde 2019 abgeschlossen und ergab, dass ein solches
Fehlverhalten theoretisch die Auflösung des Arbeitsverhältnisses zur Folge hätte, die
Anschuldigungen aber auch unbegründet oder inszeniert sein könnten. Alleva hatte das
Gefühl, dass an der Sache etwas «lusch» sei, weshalb man auf eine Kündigung
verzichtete, so die Aargauer Zeitung Anfang April. Der Fall wäre eigentlich ein Fall für
eine Gewerkschaft, konstatierte die Zeitung weiter, hätte er sich nicht innerhalb einer
solchen abgespielt. Der beschuldigte Mitarbeiter kündigte letztlich freiwillig.
Doch das Berner Oberland kam damit nicht zur Ruhe: Dort suchten Alleva zusammen
mit Regionalpräsident Hans Ulrich Balmer  seit 2018 vergeblich die Nachfolge eines
zurückgetretenen Regionalleiters. Im April 2018 liess Balmer schliesslich Wahlen
durchführen, obwohl im Vorfeld keine Kandidaten und Kandidatinnen von der
zuständigen Kommission vorgeschlagen worden waren. Die Delegierten der Unia und
die nationale Geschäftsleitung distanzierten sich daraufhin von der Wahl und
akzeptierten diese nicht: Die beiden ungültig gewählten Funktionäre wurden ihres
Amtes wieder enthoben, die nationale Geschäftsstelle ernannte Giuseppe Reo als
Übergangsleiter im Oberland. Dieser Disput vertiefte die Gräben zwischen Bern und
Thun: «Wer ihnen nicht passt, wird eliminiert», kritisierte Balmer in der Berner Zeitung
die Unia-Führung. Nach über zehn Jahren im Amt wurde Balmer an der
Delegiertenversammlung im April 2019 in Thun schliesslich abgewählt; dieser sprach
darauf von einem «Putsch gegen die Demokratie» und meinte, die Delegierten seien im
Vorfeld «gezielt ausgewechselt» worden.
Nach der Abwahl Balmers war in der Gewerkschaft die Rede von Mobbing, doch als
Alleva in einem Interview im April mit dem Vorwurf konfrontiert wurde, stellte sie klar,
eine externe Kommission habe den Fall untersucht und befunden, «dass kein Mobbing
vorlag». Für Balmer war dies typisch: Untersuchungen «gehen fast immer zugunsten der
nationalen Führung um Vania Alleva aus», selten zugunsten der Mitarbeiter. Balmer,
aber auch andere Mitarbeitende, warfen den «Gewerkschaftsbossen» in Bern
wiederholt vor, die Unia in eine «straff geführte Organisation» umbauen zu wollen.
Der Unmut über die kritisierten Zustände bei der Unia fand am 1.-Mai-Umzug seinen
Höhepunkt: Einige «Unia-Separatisten» marschierten in Basel getrennt vom offiziellen

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 17.05.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

01.01.90 - 01.01.20 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Umzug, darunter auch Balmer, um gegen die Führung um Alleva zu demonstrieren: Man
attestierte ihr Macht- und Geldgier, einen «nordkoreanische[n] Führungsstil» und zog
Parallelen zu Sekten wie Scientology. Irgendwann sei dann der Protest aber von den
lauten Gewerkschafterinnen übertönt worden, welche auf den Frauenstreiktag im Juni
aufmerksam machten und, wie sie sagten, «dieser Machoszene» keinen Raum geben
wollten. Die Unia, so resümierte die Presse, sei am für sie wichtigsten Datum im Jahr,
dem Tag der Arbeit, mit sich selbst beschäftigt gewesen. 
Alex Zeller, Mitglied des Zentralvorstands, teilte indes das Unbehagen der
Demonstrierenden und forderte an der Vorstandssitzung Ende Mai schliesslich den
Rücktritt Allevas: Es brenne bei der Unia, die Arbeitsbedingungen seien schlecht,
Sozialleistungen gekürzt und der Kündigungsschutz aufgeweicht worden. Der Fisch
stinke vom Kopf, weshalb Alleva gehen müsse. Soweit kam es aber nicht, denn diese
genoss nach wie vor Rückhalt in der Gewerkschaft. Alleva verwies zudem darauf, dass
sich die Führung stets korrekt gemäss den Statuten verhalten habe.

Dass aber Unstimmigkeiten zwischen der Gewerkschaftsbasis und der Führung
vorhanden seien, zeigten nicht zuletzt die sinkenden Mitgliedszahlen, wie die Medien
analysierten: Von einst über 200'000 Mitgliedern im Jahr 2005 waren es noch 193'000
im Jahr 2019. 33

Nicht nur der Gewerbeverband (SGV), auch die Gewerkschaften verloren bei den
Eidgenössischen Wahlen im Herbst 2019 Sitze im Parlament. Wie der Tages-Anzeiger
nach den Wahlen berichtete, wurden Corrado Pardini (sp, BE) und Nicolas Rochat
Fernandez (sp, VD) von der Unia, Philipp Hadorn (sp, SO) von der SEV, Thomas Ammann
(cvp, SG) von Transfair sowie Adrian Wüthrich (sp, BE) von Travailsuisse nicht
wiedergewählt. Der Travailsuisse-Vizepräsident, Jacques-André Maire (sp, NE) hatte
zudem bereits im Vorfeld angekündigt, dass er sich aus der Politik zurückziehen werde.
Es gab aber auch Zuwachs und Konstanten: Neu in das Parlament gewählt wurden SGB-
Präsident Pierre-Yves Maillard (sp, VD), VPOD-Präsidentin Katharina Prelicz-Huber (gp,
ZH), Greta Gysin (gp, TI), Geschäftsleitungsmitglied von Transfair, sowie die Unia-
Gewerkschaftssekretärin Tamara Funiciello (sp, BE). Wiedergewählt wurden die
Präsidentin des PVB Barbara Gysi (sp, SG), Transfair-Präsident Stefan Müller-Altermatt
(cvp, SO), Irène Kälin (gp, AG), Präsidentin der Gewerkschaft Arbeit Aargau, Samira Marti
(sp, BL), Präsidentin des VPOD Region Basel sowie Edith Graf-Litscher (sp, TG) und
Mathias Reynard (sp, VS) von den Gewerkschaftsbünden Thurgau und Wallis.

Der Tages-Anzeiger konstatierte, die Gewerkschaften seien mit diesen Wahlresultaten
«weit entfernt von der Stärke ihrer besten Tage», etwa als nach den Wahlen 2003 «je
nach Zählung» bis zu zwei Dutzend Ratsmitglieder der «gewerkschaftlichen Achse
angehörten». SGB-Präsident Maillard hingegen hatte keine Mühe mit dem Resultat –
neben dem Klima sei insbesondere auch die Frauenfrage bei diesen Wahlen einfach
wichtiger gewesen. Ferner fühle sich ja nach wie vor ein grosser Teil der SP mit den
Gewerkschaften verbunden, ohne dabei selbst Mitglied einer Gewerkschaft zu sein,
äusserte sich auch der nicht wiedergewählte Hadorn zur Lage. Möglich sei auch, dass
die Gewerkschaften längerfristig Opfer ihres eigenen Erfolges würden, liess er zudem
verlauten, da offenbar viele Menschen in der Schweiz unterdessen einen gewissen
Wohlstand geniessen könnten und dadurch gewerkschaftliche Themen in den
Hintergrund rückten. 34
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